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Fiskusprivileg 
 

Die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU NRW fordert die CDU/CSU 1 

Bundestagsfraktion auf, eine Einführung des Fiskusprivilegs abzulehnen. 2 

 3 

Begründung: 4 

 5 

Die Gläubigergleichbehandlung ist und bleibt ein wichtiges Ziel der Insolvenzordnung, das 6 

ernst zu nehmen ist. Die Grundsätze der Insolvenzordnung dürfen bei den Beratungen 7 

zum Sparpaket nicht außer Acht gelassen werden. Das Fiskusprivileg widerspricht der 8 

Sanierungsfreundlichkeit der Insolvenzordnung. Die Einführung eines neuerlichen 9 

staatlichen Vorrechts würde Sanierungschancen insolventer Firmen zunichte machen. 10 

 11 

Aus diesem Grunde ist eine Einführung des Fiskusprivilegs abzulehnen. 12 

Weitere Begründung erfolgt mündlich. 13 


